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Zusammenfassung für Thüringen 

 1. Grundsätze 

Angesichts der stark gestiegenen Infektionszahlen und der bedrohlichen Krankenhausauslastung erfolgt mit der 

am 24. November 2021 in Kraft getretenen Verordnung eine starke Einschränkung des gesellschaftlichen Lebens. 

Viele Einrichtungen sind nur noch für Geimpfte und Genesene zugänglich. Auch für die kirchlichen Handlungsfelder 

sind einschneidende Einschränkungen vorgegeben. 

Nach § 1 gelten die Grundsätze der Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern und der Verringerung der 

physisch-sozialen Kontakte zur Senkung der Ansteckungswahrscheinlichkeit. Physische Kontakte sollen auf das 

absolut notwendige Minimum reduziert werden. Dies ist auch beim kirchlichen Handeln zu beachten. Deshalb sind 

vor Ort – ungeachtet der rechtlichen Zulässigkeit im Speziellen – Beschränkungen auf den notwendigen Teilneh-

merkreis, Treffen im Freien, eine Verkürzung der Veranstaltungsdauer und die Möglichkeiten digitaler Angebote 

wieder verstärkt zu prüfen. 

 2. Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen  

Kirchliche Veranstaltungen, zuvorderst die Gottesdienste, sind als religiösen Zwecken dienende Veranstaltungen 

nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 möglich. Zu beachten sind die allgemeinen infektionsschutzrechtlichen Maßnahmen. An-

meldepflichten für Veranstaltungen, Maßgaben für den Gemeindegesang und absolute Begrenzungen der Teilneh-

merzahlen enthält die Verordnung nicht. 

Gottesdienste in Räumen unterliegen gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 9 der sog. „3G-Zugangsbeschränkung“. Zugelassen 

sind danach gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 14: 

 1. Personen, die geimpft oder genesen sind, 

 2. noch nicht eingeschulte Kinder, 

 3. Schüler, die nachweisen, dass sie an der regelmäßigen Testung in der Schule teilnehmen, 

 4. Personen, die ein negatives Testergebnis nachweisen. Ein PCR-Test darf maximal 48 Stunden alt sein, 

ein professioneller Antigenschnell-(„Bürger-“)test maximal 24 Stunden. Ausreichend sind auch Selbsttests 

nach § 10 – d. h. handelsübliche Tests zur heimischen Eigenanwendung –, wenn sie „vor Ort unter Be-

obachtung“ durchgeführt werden. 

Entsprechend der jeweiligen Raum-/Flächengröße ergibt sich unter Beachtung der Abstandsregeln aus der 

Rundverfügung eine Teilnehmergrenze. Der Mindestabstand von 1,5 Metern ist, insbesondere etwa durch Boden-

markierungen bei Aus- und Eingang, sicherzustellen. 

Bei Gottesdiensten und religiösen Veranstaltungen in geschlossenen Räumen ist gemäß § 6 Abs. 3 S. 1 Nr. 8 von 

mindestens sechsjährigen Personen eine qualifizierte Gesichtsmaske gemäß § 6 Abs. 2 zu tragen. Am Sitzplatz 

(oder einem vergleichbar festen und markierten Stehplatz) kann die Maske abgenommen werden. Die Kirchenge-

meinden sind aber frei, im Rahmen des Hausrechts das durchgängige Maskentragen zu verlangen. Bei jüngeren 

Personen besteht keine Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckungen. Die im Gottesdienst Handelnden (z. B. PfarrerIn, 
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LektorIn) dürfen die Maske abnehmen, soweit dies für die Tätigkeit notwendig ist und der jeweils notwendige Min-

destabstand sicher eingehalten werden kann. 

Für Veranstaltungen unter freiem Himmel gibt es keine Vorgaben zur Maskenpflicht. Die 3G-Zugangsbeschränkung 

gilt hier nicht. Eine absolute Beschränkung der Teilnehmerzahl – wie etwa bei Demonstrationen auf 35 Teilnehmer 

in § 19 Abs. 2 – gibt es nicht. Die Abstandspflicht gilt. 

Einzuhalten sind die Infektionsschutzregeln nach den §§ 3–5 der Verordnung. Das Infektionsschutzkonzept der 

Rundverfügung ist das „Gerüst“ für das örtliche Konzept nach § 5. Ergänzungsbedürftig sind Ausführungen zur 

Raumkapazität bzw. Flächenkapazität unter freiem Himmel unter Beachtung der Abstandsregeln und zu den Be-

lüftungsmöglichkeiten. Nach § 5 Abs. 3 Nr. 10 muss das Konzept auch Maßnahmen zur Durchführung von Tests 

enthalten, also z. B. Örtlichkeit der Test/Organisation der „Beobachtung“ bei Selbsttests.  

Zum Gemeindegesang enthält die Verordnung keine einschränkenden Vorgaben mehr. Insoweit sind die Vorga-

ben und Empfehlungen der geltenden Rundverfügung und der VBG zu beachten. 

Eine Pflicht zur vorherigen Anmeldung durch die Teilnehmer bei gottesdienstlichen Veranstaltungen – so sinnvoll 

ggf. die Anmeldung zur Vermeidung von Stauungen und Ansammlungen auch ist – enthält die Verordnung nicht. 

Eine Pflicht zur Führung einer Teilnehmerliste nach § 3 Abs. 4 besteht bei Gottesdiensten nicht, allerdings empfiehlt 

die Verordnung (vgl. § 1 Abs. 5) allgemein die Nutzung digitaler Kontaktnachverfolgungsprogramme. 

Sonderregelungen zu kirchlichen Trauerfeiern und kirchlichen Trauungen gibt es nicht. 

 3. Gemeindekreise und weitere Veranstaltungen 

Die Gemeindekreise sind als Präsenzveranstaltungen zwar rechtlich zulässig, allerdings gilt auch hier die allge-

meine Empfehlung zur Reduzierung physischer Kontakte. Zu prüfen ist die Verlegung ins Digitale. Gemeindekreise 

sind ebenfalls religiöse Veranstaltungen nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 und aufgrund dieser Spezialregelung nicht nach 

§ 18 Abs. 2 Nr. 1 lit. b) anzeigepflichtige „öffentliche, frei oder gegen Entgelt zugängliche Veranstaltungen“. Wie 

die Gottesdienste auch, stehen sie damit unter der beschriebenen 3G-Zugangsbeschränkung (vgl. 2.). 

Ein Infektionsschutzkonzept für den jeweiligen Raum ist vorzuhalten, wobei gemäß § 3 Abs. 2 die spezifische Si-

tuation des Arbeitsfeldes berücksichtigt wird, d. h. insbesondere auch die Regelungen der Verwaltungsberufsge-

nossenschaft. Als religiösen Zwecken dienende Veranstaltungen besteht nach der Verordnung keine Pflicht zur 

Teilnehmerregistrierung. Überwiegt bei dem Angebot der Aspekt der Freizeitgestaltung ist nach § 12 Nr. 1 eine 

Teilnehmerregistrierung nach § 3 Abs. 4 vorgeschrieben. Die Verordnung empfiehlt in § 1 Abs. 5 die Nutzung digi-

taler Kontaktnachverfolgung. 

Musik- und Gesangsunterricht, Chor- und Orchesterproben sind möglich, unterliegen aber besonderen Ein-

schränkungen. Die Vorgaben der VBG sind zu beachten. Eine Kontaktnachverfolgung nach § 3 Abs. 4 ist gemäß 

§ 12 Nr. 2 erforderlich, soweit in geschlossen Räumen unterrichtet/geprobt wird.  

Orchesterproben mit Blasinstrumenten und Chorproben in geschlossenen Räumen unterliegen nach § 18 Abs. 3 

Nr. 4 der sog. „2G-Plus-Zugangsbeschränkung“. Dies bedeutet nach § 2 Abs. 2 Nr. 16, dass nur geimpfte und ge-

nesene Personen, die zusätzlich vor der Probe/dem Auftritt getestet sind, zugelassen sind. Zugelassen ist auch 

der auch der Personenkreis nach § 13 Abs. 2, d. h. Kita-Kinder, am „Testregime“ der Schule teilnehmende Schüler, 

Jugendliche unter 18 mit Antigenschnelltest und nachgewiesen nicht impfbare Personen mit Antigenschnelltest. 

Mehrtägige Chor- oder Orchesterfreizeiten mit Blasinstrumenten sind rechtlich nicht verboten. Nur geimpfte und 

genesene Personen dürfen teilnehmen und sind unter der Maßgabe des § 26 Abs. 2 S. 5f. zu weiteren Testungen 

verpflichtet. 
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Konzerte (in Unterscheidung zur „musikalischen Andacht“, die § 19 Abs. 1 Nr. 2 unterfällt) und andere Veranstal-

tungen in Kirchen, die sich nicht als religiösen Zwecken dienende Veranstaltung nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 aber als 

kulturelle Veranstaltungen einordnen lassen, sind in geschlossenen Räumen gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 1 lit. i und im 

Freien gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 2 lit. c unter der sog. 2G-Zugangsbeschränkung möglich. D. h. teilnehmen dürfen 

geimpfte und genesene Personen sowie der Personenkreis nach § 13 Abs. 2 (=Kita-Kinder, am „Testregime“ der 

Schule teilnehmende Schüler, Jugendliche unter 18 mit Antigenschnelltest und nachgewiesen nicht impfbare Per-

sonen mit Antigenschnelltest). Nur die Hälfte (im Freien: 75%) der verfügbaren Plätze darf genutzt werden und die 

Zuschauerzahl ist auf 500 (im Freien: 1.000) absolut begrenzt. 

Nach § 12 ist bei Nutzung geschlossener Räume die Kontaktnachverfolgung gemäß § 3 Abs. 4 erforderlich. Das 

Gesundheitsministerium veröffentlicht unter https://www.tmasgff.de/covid-19/schutzkonzepte empfehlende Hin-

weise zur Durchführung von Veranstaltungen in Form von „Branchenregelungen“, die aber derzeit (Stand: 

25.11.2021) noch nicht aktualisiert sind. 

Weitergehende Verbote und Voraussetzungen können von den örtlichen Behörden erlassen werden. Diese sind 

vor Ort zu klären. 

 4. Seelsorge 

Eine direkte Erwähnung der Seelsorge in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen erfolgt nicht, ist aber auch bei 

einem Infektionsgeschehen in der Einrichtung gemäß des vorrangigen § 30 Abs. 4 Infektionsschutzgesetz möglich. 

 5. Freiwillige 2G/3G-Plus-Zugangsbeschränkung 

§ 15 Abs. 2 sieht vor, dass Maskenpflicht und Abstandsgebot in Innenräumen entfallen dürfen, wenn nur nachweis-

lich Geimpften und Genesen Zutritt gewährt wird (zuvor „Optionsmodell“ genannt). Jugendliche unter 18 Jahren, 

die an der Testung in der Schule teilnehmen oder sonst mit Antigenschnelltest getestet wurden, und Kinder unter 

6 Jahren und und nachgewiesen nicht impfbare Personen mit Antigenschnelltest werden wie Geimpfte behandelt. 

Wird auch PCR-Getesteten Zugang gewährt, ist nach § 16 Abs. 2 eine maximale Raumauslastung von 75% zu 

beachten. 

Dieses Optionsmodell ist möglich, wenn nicht sowieso schon die Pflicht zur 2G-Zugangsbeschränkung besteht. 

Rechtlich zulässig ist das Modell somit bspw. bei Gottesdiensten und anderen religiösen Veranstaltungen, nicht 

aber bei Konzerten. Wie bereits in den Informationen aus dem Krisenstab vom 21. September 2021 dargestellt, ist 

die Nutzung der Optionsmodelle allenfalls in Teilbereichen kirchlichen Handelns sinnvoll und angemessen. Ein 

kategorischer Ausschluss Ungeimpfter sollte möglichst vermieden werden. 

Voraussetzung für eine Nutzung der freiwilligen Zugangsbeschränkung ist, dass die Veranstaltung dem zuständi-

gen Gesundheitsamt des Landkreises zehn Werktage vor der Veranstaltung(-sreihe) mitgeteilt wird (§ 15 

Abs. 3/§ 16 Abs. 3). 

 6. Sonstiges 

Sitzungen der Leitungsorgane, Konvente und andere berufliche Veranstaltungen sind nach § 8 möglich. Nach § 18 

Abs. 1 S. 1 Nr. 8 stehen sie unter der sog. 3G-Zugangsbeschränkung (vgl. hierzu oben 2. bei Gottesdiensten). 

Angesichts des stark gestiegenen Infektionsgeschehens gilt, dass ihre digitale Durchführung wieder vorrangig er-

wogen werden sollte und die Dauer auf das Notwendige zu beschränken ist. 

Bis (vorerst) zum 15. Dezember 2021 gilt derzeit eine nächtlich Ausgangsbeschränkung (22–5 Uhr) für nicht-ge-

impfte/nicht-genesene Personen. Einen triftigen Grund für den Aufenthalt außerhalb der Wohnung stellt nach § 28 

Abs. 2 Nr. 12 die Teilnahme an besonderen religiösen Zusammenkünften anlässlich hoher Feiertage dar. 

https://www.tmasgff.de/covid-19/schutzkonzepte
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Regelungen in Thüringen  

mit Wirkung vom 24. November 2021 23:59 bis 21. Dezember 2021 

Thüringer Verordnung zur Regelung infektionsschutzrechtlicher Maßnahmen zur Eindämmung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 (Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-

Maßnahmenverordnung – ThürSARS-CoV-2-IfS-MaßnVO) 

Vom 24. November 2021. 

Erster Abschnitt 

Allgemeine infektionsschutzrechtliche Bestimmungen 

§ 1 

Mindestabstand, Grundsätze 

(1) Wo immer möglich und zumutbar, ist ein Mindestabstand von wenigstens 1,5 Metern einzuhalten. Satz 1 gilt 

nicht 

 1. für Angehörige des eigenen Haushalts und Angehörige eines weiteren Haushalts, jeweils einschließlich 

der Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht besteht, oder 

 2. für Zusammenkünfte von nicht mehr als zehn Personen. 

Ehegatten, eingetragene Lebenspartner oder Lebensgefährten gelten als ein Haushalt im Sinne dieser Verordnung, 

auch wenn sie in keiner häuslichen Gemeinschaft leben. 

(2) Jede Person ist angehalten, die physisch-sozialen Kontakte zu anderen Personen außer zu den Angehörigen 

des eigenen Haushalts und Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht besteht, auf ein absolut nötiges Mini-

mum zu reduzieren. Die Anzahl der Haushalte, aus denen die Kontaktpersonen stammen, sollen möglichst kon-

stant und gering gehalten werden.  

[…] 

(4) Soweit in dieser Verordnung das Erfordernis eines negativen Testergebnisses auf das Vorliegen einer Infektion 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorgesehen ist und soweit infektionsschutzrechtliche Vorschriften des Bundes 

nicht entgegenstehen, sind asymptomatische Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres und alle noch 

nicht eingeschulten Kinder von diesem Erfordernis ausgenommen. Für asymptomatische Schüler, die den Nach-

weis der Teilnahme an einer regelmäßigen Testung im Rahmen eines verbindlichen Testkonzepts erbringen, gilt 

Satz 1 entsprechend. Der Nachweis nach Satz 2 kann auch durch die Bescheinigung nach § 44 Abs. 2 der Thürin-

ger Verordnung über die Infektionsschutzregeln zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 

in Kindertageseinrichtungen, der weiteren Jugendhilfe, Schulen und für den Sportbetrieb (ThürSARS-CoV-2-

KiJuSSp-VO) erbracht werden. 

(5) Sofern die Möglichkeit besteht, sollen bei zulässigen Aufenthalten, Zusammenkünften und Veranstaltungen im 

Sinne dieser Verordnung browserbasierte Webanwendungen oder Applikationen, insbesondere die Corona-Warn-

App, für die Kontakterfassung genutzt werden, soweit nicht nach dieser Verordnung eine Kontaktnachverfolgung 

nach § 3 Abs. 4 vorgeschrieben ist. 

[…] 
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§ 2 

Anwendungsvorrang, Begriffsbestimmungen 

[…] 

(2) Im Sinne dieser Verordnung 

 […] 

 5. ist ein Antigenschnelltest eine durch einen infektionsschutzrechtlich befugten Dritten vorgenommene Te-

stung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 mittels Point-of-Care-Test (PoC-

Test) oder ein vergleichbarer Test, 

 6. ist ein PCR-Test eine Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 mittels 

Nukleinsäureamplifikationstechnik, 

 7. sind alternative Nukleinsäure-Amplifikationsverfahren weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikations-

technik zum Nachweis auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, die nicht be-

reits von Nummer 6 erfasst sind, 

 8. ist ein Selbsttest eine Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 mittels 

eines in Deutschland zertifizierten Antigenschnelltests zur Eigenanwendung durch medizinische Laien, 

 9. ist eine Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 die Durchführung 

eines Tests durch In-vitro-Diagnostika, die für den direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-

2 bestimmt sind und die aufgrund ihrer CE-Kennzeichnung oder aufgrund einer nach § 11 Abs. 1 des 

Medizinproduktegesetzes in der am 25. Mai 2021 geltenden Fassung erteilten Sonderzulassung verkehrs-

fähig sind, nach den Nummern 5 bis 8, 

 […] 

 14. ist die 3G-Zugangsbeschränkung eine Beschränkung des Zugangs auf geimpfte Personen, genesene 

Personen und asymptomatische Personen, die den Nachweis eines negativen Ergebnisses einer Testung 

auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 nach Nummer 9 vorlegen, sowie Per-

sonen nach § 1 Abs. 4; […] 

 15. ist die 2G-Zugangsbeschränkung eine Beschränkung des Zugangs auf geimpfte Personen und genesene 

Personen sowie Personen nach § 13 Abs. 2, 

 16. ist die 2G-Plus-Zugangsbeschränkung eine Beschränkung des Zugangs auf geimpfte Personen und ge-

nesene Personen, die jeweils den Nachweis eines negativen Testergebnisses auf das Vorliegen einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 mittels eines in den Nummer 9 genannten Tests vorlegen, 

sowie Personen nach § 13 Abs. 2; […] 

 17. ist die 3G-Plus-Zugangsbeschränkung eine Beschränkung des Zugangs auf geimpfte Personen, gene-

sene Personen und asymptomatische Personen, die den Nachweis eines negativen Testergebnisses auf 

das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 mittels eines PCR-Tests oder eines Tests 

mit einem alternativen Nukleinsäure-Amplifikationsverfahren vorlegen, sowie Personen nach § 13 Abs. 2; 

[…] 



6 

§ 3 

Allgemeine Infektionsschutzregeln 

(1) Unbeschadet der weiteren Bestimmungen dieser Verordnung gelten die allgemeinen Infektionsschutzregeln 

jeweils für öffentliche, frei oder gegen Entgelt zugängliche Veranstaltungen sowie jeweils mit Besuchs- oder Kun-

denverkehr (Publikumsverkehr) für Geschäfte, Betriebe und Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung dienen, ins-

besondere kulturelle Einrichtungen. Satz 1 gilt entsprechend für Wohnheime, Sammel- oder Gemeinschaftsunter-

künfte. In den Fällen des Satzes 1 ist ein Infektionsschutzkonzept nach § 5 Abs. 1 zu erstellen. Besondere infekti-

onsschutzrechtliche Bestimmungen für Einrichtungen nach § 36 IfSG bleiben unberührt. 

(2) Durch die nach § 5 Abs. 2 verantwortliche Person sind die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts, die arbeits-

schutzrechtlichen Vorgaben sowie weitere einschlägige Infektionsschutzregeln insbesondere für Personal, Kun-

den, Nutzer, Besucher, Bewohner und Gäste einzuhalten und umzusetzen. Ziel ist die Reduzierung von Kontakten, 

der Schutz vor Infektionen durch Tröpfchen und Aerosole sowie die möglichst weitgehende Vermeidung von 

Schmierinfektionen über Vehikel und Gegenstände. Dies soll durch die Einhaltung des Mindestabstands nach § 1 

Abs. 1, insbesondere durch die Anbringung von Warnhinweisen, Wegweisern, Bodenmarkierungen und durchsich-

tigen Abschirmungen, sichergestellt werden und durch Maßnahmen zur Sicherstellung der Frischluftzufuhr sowie 

ein verstärktes Reinigungs- und Desinfektionsregime erfolgen. Eine Steuerung und Begrenzung des Zu- und Ab-

gangs ist erforderlich. 

(3) Zusätzlich zu den Infektionsschutzregeln nach Absatz 2 ist durch die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 

sicherzustellen: 

 1. der Ausschluss von Personen mit erkennbaren Symptomen einer COVID-19-Erkrankung, 

 2. die Ausstattung der Örtlichkeit der Zusammenkunft oder des Standorts mit ausreichenden Möglichkeiten 

zur guten Belüftung, 

 3. eine aktive und geeignete Information der anwesenden Personen über allgemeine Schutzmaßnahmen, 

insbesondere Händehygiene, Abstand halten, Rücksichtnahme auf Risikogruppen sowie Husten- und Nie-

setikette, und das Hinwirken auf deren Einhaltung, 

 4. die Einhaltung des jeweiligen Infektionsschutzkonzepts nach § 5 Abs. 1. 

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die Bewohner von Wohnheimen, Sammel- oder Gemeinschaftsunterkünften. 

(4) Soweit in dieser Verordnung die Gewährleistung einer Kontaktnachverfolgung vorgeschrieben ist, hat die ver-

antwortliche Person nach § 5 Abs. 2 oder eine von ihr beauftragte Person folgende Kontaktdaten zu erheben: 

 1. Name und Vorname, 

 2. Wohnanschrift oder Telefonnummer, 

 3. Datum, Beginn und Ende der jeweiligen Anwesenheit. 

Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat die Kontaktdaten 

 1. für die Dauer von vier Wochen aufzubewahren, 

 2. vor unberechtigter Kenntnisnahme und dem Zugriff Dritter zu schützen, insbesondere auch durch andere 

Gäste, Kunden, Nutzer oder Besucher, 

 3. für die zuständige Behörde vorzuhalten und auf Anforderung an diese zu übermitteln sowie 



7 

 4. unverzüglich nach Ablauf der Frist nach Nummer 1 datenschutzgerecht zu löschen oder zu vernichten. 

Die Kontaktdaten dürfen ausschließlich zu infektionsschutzrechtlichen Zwecken verarbeitet werden; eine Weiter-

verarbeitung zu anderen Zwecken, insbesondere zu Werbe- und Vermarktungszwecken, ist unzulässig. Die Erhe-

bung, Aufbewahrung und Verarbeitung der Kontaktdaten soll durch browserbasierte Webanwendungen oder Ap-

plikationen erfolgen. Im Fall des Satzes 4 ist die Datenverarbeitung zusätzlich in analoger Form zu ermöglichen. 

Ohne Angabe der Kontaktdaten darf der Gast, Kunde, Nutzer oder Besucher nicht bedient werden oder die jewei-

ligen Veranstaltungen, Dienstleistungen, Angebote und Einrichtungen nicht in Anspruch nehmen. Im Übrigen blei-

ben die datenschutzrechtlichen Bestimmungen unberührt. 

§ 4 

Besondere Infektionsschutzregeln 

Ergänzend zu den Infektionsschutzregeln nach § 3 müssen die jeweils verantwortlichen Personen nach § 5 Abs. 2 

in Bereichen mit Publikumsverkehr 

 1. sicherstellen, dass anwesende Personen durch gut sichtbare Aushänge und wo geeignet durch regelmä-

ßige Durchsagen über die Infektionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 informiert werden, 

 2. sicherstellen, dass nur solchen Personen Zutritt und Aufenthalt gewährt wird, die eine Mund-Nasen-Be-

deckung oder qualifizierte Gesichtsmaske verwenden, soweit es in dieser Verordnung geregelt ist, 

 3. in Zugangs-, Abgangs- und Wartebereichen, insbesondere an Kassen und Warenausgaben, gut sichtbare 

Abstandsmarkierungen anbringen, 

 4. Ansammlungen, insbesondere Gruppenbildungen und Warteschlangen, verhindern, bei denen der Min-

destabstand nach § 1 Abs. 1 nicht eingehalten werden kann, 

 5. die Beachtung der Infektionsschutzregeln ständig überprüfen und bei Zuwiderhandlungen unverzüglich 

Hausverbote aussprechen. 

§ 5  

Infektionsschutzkonzepte, verantwortliche Person 

(1) Die verantwortliche Person nach Absatz 2 erstellt ein schriftliches Infektionsschutzkonzept, in dem die Einhal-

tung der Infektionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 sowie § 4 konkretisiert und dokumentiert wird. Das Infekti-

onsschutzkonzept ist von der verantwortlichen Person nach Absatz 2 vorzuhalten und auf Verlangen der zuständi-

gen Behörde vorzulegen. 

(2) Verantwortlich für die Erstellung, das Vorhalten und die Vorlage des Infektionsschutzkonzeptes nach Absatz 1 

ist der Veranstalter, Leiter, Betriebsinhaber, Geschäftsführer, Vorstand, Vereinsvorsitzende, zuständige Amtsträger 

oder eine andere Person, der die rechtliche Verantwortung obliegt oder die die tatsächliche Kontrolle ausübt oder 

damit beauftragt ist (verantwortliche Person). 

(3) Infektionsschutzkonzepte müssen mindestens enthalten: 

 1.  die Kontaktdaten der verantwortlichen Person nach Absatz 2, 

 2.  Angaben zur genutzten Raumgröße in Gebäuden, 

 3.  Angaben zur begehbaren Grundstücksfläche außerhalb geschlossener Räume, 

 4.  Angaben zur raumlufttechnischen Ausstattung, 
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 5.  Maßnahmen zur regelmäßigen Be- und Entlüftung, 

 6.  Maßnahmen zur weitgehenden Gewährleistung des Mindestabstands nach § 1 Abs. 1, 

 7.  Maßnahmen zur angemessenen Beschränkung des Publikumsverkehrs, 

 8.  Maßnahmen zur Einhaltung der Infektionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 sowie § 4, 

 9.  Maßnahmen zur Sicherstellung des spezifischen Schutzes der Arbeitnehmer im Ergebnis der Gefähr-

dungsbeurteilung nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246) in der jeweils 

geltenden Fassung, 

 10. soweit in dieser Verordnung gesondert vorgeschrieben, Maßnahmen zur Durchführung von Antigen-

schnelltests oder von Selbsttests unter Aufsicht einer verantwortlichen Person nach Absatz 2, 

 11. Angaben zum Erfordernis der Verwendung einer qualifizierten Gesichtsmaske. 

(4) Weitere Festlegungen zur Ausgestaltung der Infektionsschutzkonzepte, für geeignete Fallgruppen auch in Form 

von Musterinfektionsschutzkonzepten, bleiben der obersten Gesundheitsbehörde oder den obersten Landesbehör-

den jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeiten im Einvernehmen mit der obersten Gesundheitsbehörde vorbehalten. 

§ 6 

Mund-Nasen-Bedeckung, qualifizierte Gesichtsmaske 

(1) Als Mund-Nasen-Bedeckungen können selbst genähte oder selbst hergestellte Stoffmasken, Schals, Tücher, 

Hauben und Kopfmasken sowie sonstige Bedeckungen von Mund und Nase verwendet werden. 

(2) Als qualifizierte Gesichtsmasken nach dieser Verordnung sind zulässig: 

 1. medizinische Gesichtsmasken oder 

 2. Atemschutzmasken ohne Ausatemventil mit technisch höherwertigem Schutzstandard, insbesondere 

FFP2-Masken. 

Zulässige qualifizierte Gesichtsmasken nach Satz 1 veröffentlicht die oberste Gesundheitsbehörde auf ihrer Inter-

netseite. 

(3) Personen ab dem vollendeten sechsten Lebensjahr haben in geschlossenen Räumen und Fahrzeugen eine 

qualifizierte Gesichtsmaske zu verwenden: 

 […]  

 2. als Besucher von öffentlichen, frei oder gegen Entgelt zugänglichen Veranstaltungen, außer am Sitzplatz, 

 […] 

 8. als Teilnehmer an einer Versammlung oder an religiösen oder weltanschaulichen Zwecken dienenden 

Veranstaltungen oder Zusammenkünften, außer am Sitzplatz; 

Die Verpflichtung nach Satz 1 besteht nicht in Nassbereichen oder während sportlicher Betätigung. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 ist jede Person angehalten, in geschlossenen Räumen insbesondere in Situatio-

nen, in denen ein engerer oder längerer Kontakt zu anderen Personen unvermeidbar ist, eine qualifizierte Gesichts-

maske zu verwenden. 
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[…] 

§ 7  

Arbeitsschutz 

Arbeitgeber im Sinne des § 2 Abs. 3 ArbSchG sind verpflichtet, ein hohes Niveau des Arbeitsschutzes zum Schutz 

der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten im Sinne des § 2 Abs. 2 ArbSchG zu gewährleisten. Sie haben 

die Gefährdungsbeurteilung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Corona-ArbSchV in Verbindung mit § 5 ArbSchG und die be-

triebliche Pandemieplanung unter Beachtung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel vom 10. August 2020 (GMBl. S. 

484) in der jeweils geltenden Fassung anzupassen. Im Rahmen der Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung und 

der Ableitung der erforderlichen Maßnahmen hat auch die Anpassung der bestehenden betrieblichen Infektions-

schutzkonzepte zu erfolgen. Zu den Maßnahmen gehört auch die Gewährung der Ausführung von Tätigkeiten in 

einer Wohnung nach § 28b Abs. 4 IfSG. 

§ 8 

Öffentliche Verwaltung, Mitarbeitervertretungen und Betriebsveranstaltungen 

§ 3 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 sowie § 4 gelten auch für 

 1. dienstliche, amtliche und kommunale Veranstaltungen, Sitzungen und Beratungen in Behörden, Dienst-

stellen und Gerichten des Bundes und der Länder sowie Behörden und Dienststellen öffentlich-rechtlicher 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie sonstigen Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-recht-

liche Aufgaben wahrnehmen, einschließlich der erforderlichen Aus-, Fort- und Weiterbildung, 

 2. Sitzungen und Beratungen in den Kommunen und ihren Verbänden, 

 3. die Vorbereitung und Durchführung von Kommunalwahlen nach den jeweiligen Wahlrechtsvorschriften, 

insbesondere für Sitzungen der Wahlausschüsse und Aufstellungsversammlungen, 

 4. Sitzungen und Beratungen von Mitarbeitervertretungen, Gewerkschaften und Berufsverbände sowie 

 5. berufliche und betriebliche Veranstaltungen, Sitzungen und Beratungen. 

§ 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 4 sowie § 5 finden keine Anwendung. 

[…] 

§ 10 

Selbsttest 

(1) Soweit in dieser Verordnung ein negatives Ergebnis einer Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 als verpflichtende Voraussetzung für den Zutritt zu einer Einrichtung, für die Teilnahme 

an einer Veranstaltung oder für die Inanspruchnahme eines Angebots oder einer insbesondere körpernahen 

Dienstleistung bestimmt ist, muss im Fall der Durchführung eines Selbsttests dieser durch die sich selbst testende 

Person vor Ort unter Beobachtung von Mitarbeitern oder von beauftragten Personen von Einrichtungen, Veranstal-

tern, anbietenden Personen oder Dienstleistern durchgeführt werden. 

(2) Selbsttests sind jeweils mit größtmöglicher Sorgfalt unter Beachtung der medizinischen Anwendungshinweise 

und besonderer Umsicht zur Vermeidung körperlicher Schäden und Verletzungen oder seelischer Beeinträchtigun-

gen durchzuführen. Auf Einhaltung der Hygiene bei der Durchführung des Selbsttests ist zu achten. 

(3) Einem negativen Ergebnis eines den Absätzen 1 und 2 entsprechenden Selbsttests gleichwertig sind 
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 1. das Testergebnis eines PCR-Tests oder 

 2. eine Bescheinigung nach § 9 Abs. 10, 

sofern die zugrundeliegende Testung nach Nummer 1 nicht länger als 48 Stunden oder nach Nummer 2 nicht länger 

als 24 Stunden zurückliegt. 

(4) Soweit ein nach Absatz 1 durchgeführter Selbsttest ein positives Testergebnis ausweist, ist die getestete Person 

verpflichtet, unverzüglich einen PCR-Test durchführen zu lassen. 

(5) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Coronavirus-Testverordnung unberührt. 

§ 11 

Geimpfte Personen und genesene Personen 

Die Bestimmungen des Dritten Abschnitts der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8.Mai 

2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) in der jeweils geltenden Fassung finden hinsichtlich der Erleichterungen und Aus-

nahmen für geimpfte Personen und genesene Personen Anwendung. Der entsprechende Nachweis der Impfung 

oder der Genesung ist zu führen. Soweit insbesondere die Vorlage eines negativen Testergebnisses auf das Vor-

liegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 nach dieser Verordnung bestimmt ist, entfällt diese Pflicht 

für geimpfte Personen und genesene Personen, soweit nicht in dieser Verordnung oder in § 28b Abs. 2 und 3 IfSG 

Abweichendes bestimmt ist. 

§ 12 

Kontaktnachverfolgung 

Die Gewährleistung einer Kontaktnachverfolgung von Gästen und Besuchern nach § 3 Abs. 4 ist in geschlossenen 

Räumen erforderlich 

 1. in Einrichtungen sowie bei Dienstleistungen und Angeboten, die der Freizeitgestaltung dienen, auch sol-

che mit Bildungsbezug, 

 2. bei speziellen außerschulischen Bildungsangeboten wie Fahr-, Flug-, Jagd-, Hunde-, Musik-, Jugend-

kunst-, Tanz- und Ballettschulen und ähnlichen Einrichtungen, bei Gesangs-, Musik- und Nachhilfeunter-

richt sowie bei Chor- und Orchesterproben, 

 […] 

 9. bei öffentlichen, frei oder gegen Entgelt zugänglichen Veranstaltungen, 

 […] 

 11. bei Angeboten und Veranstaltungen in Schullandheimen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung sowie 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit Beherbergungsbetrieb sowie 

[…] 
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Zweiter Abschnitt 

Zugangsbeschränkungen 

§ 13 

Allgemeine Bestimmungen der Zugangsbeschränkungen 

[…] 

(2) Soweit Zugangsbeschränkungen im Sinne dieser Verordnung erfolgen, sind den geimpften Personen und ge-

nesenen Personen gleichgestellt: 

 1. asymptomatische Kinder und Schüler im Sinne des § 1 Abs. 4, 

 2. asymptomatische Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres mit negativem Testergebnis eines 

Antigenschnelltests, soweit diese nicht bereits von Nummer 1 erfasst sind, 

 3. Personen, die 

 a) ein ärztliches Attest vorlegen, dass sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht ge-

gen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden können oder deswegen innerhalb der letzten 

drei Monate vor dem Zugang nicht geimpft werden konnten, und 

 b) ein negatives Testergebnis eines Antigenschnelltests vorweisen können. 

Anstelle des negativen Testergebnisses eines Antigenschnelltests kann auch ein negatives Ergebnis eines Tests 

nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 und 7 vorgelegt werden. 

(3) Die für die jeweilige Zugangsbeschränkung erforderlichen Nachweise können erfolgen durch 

 1. Impfnachweis, 

 2. Nachweis der Genesung, 

 3. Nachweis eines negativen Ergebnisses eines Tests nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 und 7, 

 4. COVID-19-Testzertifikate von Leistungserbringern nach § 6 Abs. 1 und 2 Satz 1 TestV, soweit ein negativer 

Antigenschnelltest nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ausreichend ist, 

 5. einen negativen Selbsttest nach § 10 Abs. 1 oder 

 6. Bescheinigung nach § 1 Abs. 4 Satz 2 und 3. 

(4) Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat die Vorlage der Nachweise nach Absatz 3 von zugangsberech-

tigten Personen aktiv einzufordern und die Übereinstimmung der Person, auf welche die Nachweise ausgestellt 

sind, mit der Identität der nachweisenden Person abzugleichen. Wird ein erforderlicher Nachweis nicht vorgelegt 

oder stimmt die Identität der Personen nicht überein, ist der Zugang zu verweigern. 

[…] 
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§ 15 

2G-Zugangsbeschränkung 

(1) Sofern die Anwendung der 2G-Zugangsbeschränkung nach dem Dritten Abschnitt dieser Verordnung nicht ver-

pflichtend vorgeschrieben ist, kann die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 die 2G-Zugangsbeschränkung frei-

willig für 

 […] 

 2. kulturelle Veranstaltungen wie Lesungen, Theater-, Kino-, Opern- oder Konzertaufführungen, 

 3. Veranstaltungen und Zusammenkünfte nach § 19 Abs. 1 Nr. 2, 

 […] 

anwenden, wobei der Zugang entsprechend § 2 Abs. 2 Nr. 15 zu beschränken ist. […] 

(2) Bei der freiwilligen Anwendung der 2G-Zugangsbeschränkung nach Absatz 1 Satz 1 

 1. kann auf die Einhaltung des Mindestabstands nach § 1 Abs. 1 Satz 1 und die Verwendung einer Mund-

Nasen-Bedeckung oder einer qualifizierten Gesichtsmaske nach § 6 verzichtet werden, 

 2. ist die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 von den Pflichten nach § 4 Nr. 2 und 4 befreit, 

 3. findet § 5 Abs. 3 Nr. 6 und 11 keine Anwendung und 

 4. entfällt für Veranstaltungen eine Personenobergrenze, 

soweit im Dritten Abschnitt dieser Verordnung nichts Abweichendes geregelt ist. 

(3) Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat die freiwillige Anwendung der 2G-Zugangsbeschränkung nach 

Absatz 1 Satz 1 der zuständigen Behörde zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung, der Zusammenkunft oder des 

Betriebs anzuzeigen. 

§ 16 

3G-Plus-Zugangsbeschränkung 

(1) Bei der freiwilligen Anwendung der 3G-Plus-Zugangsbeschränkung für die Bereiche des § 15 Abs. 1 Satz 1 

kann die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 den Zugang entsprechend § 2 Abs. 2 Nr. 17 beschränken. […] 

(2) Bei der freiwilligen Anwendung der 3G-Plus-Zugangsbeschränkung nach Absatz 1 Satz 1 

 1. kann auf die Einhaltung des Mindestabstands nach § 1 Abs. 1 Satz 1 und die Verwendung einer Mund-

Nasen-Bedeckung oder einer qualifizierten Gesichtsmaske nach § 6 verzichtet werden, 

 2. ist die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 von den Pflichten nach § 4 Nr. 2 und 4 befreit, 

 3. findet § 5 Abs. 3 Nr. 6 und 11 keine Anwendung und 

 4. entfällt für Veranstaltungen außerhalb geschlossener Räume eine Personenobergrenze und ist in ge-

schlossenen Räumen eine maximale Kapazitätsauslastung bis zu 75 Prozent der zulässigen Gesamtaus-

lastung zulässig, 

soweit im Dritten Abschnitt dieser Verordnung nichts Abweichendes geregelt ist. 
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(3) Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat die freiwillige Anwendung der 3G-Plus-Zugangsbeschränkung 

nach Absatz 1 Satz 1 der zuständigen Behörde zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung, der Zusammenkunft oder 

des Betriebs anzuzeigen. 

Dritter Abschnitt 

Besondere infektionsschutzrechtliche Bestimmungen 

[…] 

§ 18 

Besondere Schutzmaßnahmen 

(1) Die 3G-Zugangsbeschränkung gilt in geschlossenen Räumen: 

 […] 

 8. bei Sitzungen, Beratungen und Veranstaltungen nach § 8 Satz 1 Nr. 2, 4 und 5, 

 9. bei Versammlungen sowie religiösen, weltanschaulichen oder parteipolitischen Veranstaltungen nach § 19 

Abs. 1. 

[…] 

(2) Die Anwendung der 2G-Zugangsbeschränkungen gilt verpflichtend: 

 1. in geschlossenen Räumen oder Fahrzeugen 

 […] 

 b)  bei öffentlichen, frei oder gegen Entgelt zugänglichen Veranstaltungen mit der Maßgabe, dass 

die Veranstaltungen mindestens zehn Tage vor Veranstaltungsbeginn der zuständigen Behörde 

anzuzeigen sind und eine maximale Kapazitätsauslastung mit bis zu 50 Prozent der zulässigen 

Gesamtauslastung zulässig ist; die Personenobergrenze liegt bei gleichzeitig 500 teilnehmenden 

Personen, 

 […] 

 i)  bei kulturellen Veranstaltungen, wie Lesungen, Theater-, Kino- oder Opernaufführungen mit der 

Maßgabe, dass eine maximale Kapazitätsauslastung mit bis zu 50 Prozent der zulässigen Ge-

samtauslastung zulässig ist; die Personenobergrenze liegt bei gleichzeitig 500 teilnehmenden 

Personen, 

 […] 

(3) Die 2G-Plus-Zugangsbeschränkung gilt in geschlossenen Räumen: 

 […] 

 4. bei Auftritten und Proben von Orchestern, sofern Blasinstrumente verwendet werden, und von Chören. 

Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b gilt die 2G-Plus-Zugangsbeschränkung in geschlossenen Räumen 

für öffentliche, frei oder gegen Entgelt zugängliche Veranstaltungen, soweit mehr als 50 Personen teilnehmen. 
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(4) Im Fall der 2G-Zugangsbeschränkung oder 2G-Plus-Zugangsbeschränkung haben Arbeitgeber, Beschäftigte 

oder sonstige tätige oder beauftragte Personen, die keine geimpften Personen oder genesenen Personen sind, 

eine qualifizierte Gesichtsmaske nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 zu verwenden. 

§ 19 

Versammlungen, religiöse, weltanschauliche oder parteipolitische Veranstaltungen 

(1) § 3 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 4 und 5 gelten auch für 

 1. Versammlungen im Sinne des Artikels 8 des Grundgesetzes und des Artikels 10 der Verfassung des Frei-

staats Thüringen, 

 2. religiösen oder weltanschaulichen Zwecken im Sinne der Artikel 39 und 40 der Verfassung des Freistaats 

Thüringen dienende Veranstaltungen oder Zusammenkünfte und 

 3. Veranstaltungen von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes und des § 2 des 

Parteiengesetzes vom 24. Juli 1967 in der Fassung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149) in der jeweils 

geltenden Fassung, sowie deren Gliederungen und Organe; § 35 Abs. 3 Satz 2 findet Anwendung. 

[…] 

Vierter Abschnitt 

Zeitlich begrenzte Infektionsschutzmaßnahmen und Infektionsschutzmaßnahmen aufgrund der 

Feststellung der konkreten Gefahr der epidemischen Ausbreitung durch den Landtag 

§ 27 

Anwendungsvorrang, Geltungsdauer 

(1) Ergänzend und abweichend zu den Bestimmungen des Dritten Abschnitts dieser Verordnung gelten jeweils die 

Bestimmungen dieses Abschnitts bis zum Ablauf des 15. Dezember 2021. Bei Abweichungen gehen die Bestim-

mungen dieses Abschnitts vor. 

(2) Abweichend von der zeitlichen Beschränkung des Absatzes 1 gelten die Maßnahmen des § 29 Abs. 1 und des 

§ 30 aufgrund 

 1. des Bestehens der konkreten Gefahr der epidemischen Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in 

Thüringen und 

 2. der Feststellung der Anwendbarkeit des § 28a Abs. 1 bis 6 IfSG durch den Beschluss des Landtags vom 

24. November 2021 

bis zum Außerkrafttreten dieser Verordnung fort, soweit und solange der Landtag die Feststellung nach Nummer 

2 nicht aufhebt. […] 

§ 28 

Ausgangsbeschränkungen 

(1) Der Aufenthalt außerhalb der Wohnung oder Unterkunft ist in der Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr des Folgetages 

ohne triftigen Grund untersagt. 

(2) Triftige Gründe im Sinne des Absatzes 1 sind:  
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 […] 

 12. die Teilnahme an besonderen religiösen Zusammenkünften anlässlich hoher Feiertage, 

 […] 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

 1. geimpfte Personen und genesene Personen, 

 2. Kinder, die noch nicht zwölf Jahre und drei Monate alt sind, und 

 3. Personen, die ein ärztliches Attest vorlegen, dass sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht 

gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden können oder deswegen innerhalb der letzten drei 

Monate vor dem Aufenthalt nach Absatz 1 nicht geimpft werden konnten. 

[…] 

Fünfter Abschnitt 

Weitergehende und abweichende Anordnungen 

§ 32 

Weitergehende und abweichende Anordnungen 

(1) Weitergehende Anordnungen der zuständigen Behörden abweichend von dieser Verordnung bleiben unberührt. 

Die weiteren Einzelheiten bleiben der Festlegung im Erlasswege oder durch Einzelweisungen durch die oberste 

Gesundheitsbehörde vorbehalten. 

(2) Für das Gebiet eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt kann, sofern zwei von drei der in Absatz 3 ge-

nannten Werte den jeweils genannten Schwellenwert an sieben aufeinander folgenden Tagen unterschreiten, die 

zuständige Behörde Abweichungen von den Bestimmungen des Dritten bis Fünften Abschnitts dieser Verordnung 

zur schrittweisen Öffnung zulassen. Maßnahmen nach Satz 1 bedürfen der Zustimmung der obersten Gesund-

heitsbehörde. 

[…] 


